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PLUTONIUM-D EBATTE 

,An Scheinheiligkeit 
nicht zu überbieten" 

Die umstrittene Lieferung 
der Hanauer Plutonium- 
Anlage nach China stand 
'tti Mittelpunkt einer aktu- 
eNen Stunde im Bundestag. 

In der Debatte warf 
CDU-Generalsekretär Lau- 
renz Meyer dem grünen Ju- 
niorpartner in der Bundes- 

regierung Scheinheiligkeit 
und Doppelmoral in der 
Atompolitik vor. Grüne Po- 
litik würde sich nur noch an 
taktischen Gesichtspunkten 
orientieren. Bei der Ab- 
schaltung des Kernkraft- 
werks in Stade hätte sich 
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Fortsetzung von Seite 1 

Bundesumweltminister 
Trittin auf einer steuerfinan- 
zierten Fete feiern lassen. 
Gleichzeitig hätte er der Be- 
völkerung und den grünen 
Parteifreunden verschwie- 
gen, dass die Leistung auf 
ein anderes Kernkraftwerk 
übertragen würde. Der Ge- 
neralsekretär wurde noch 
deutlicher: Er erinnerte an 
den Koalitionsbruch 1987 in 
Hessen, als der jetzige 
Außenminister Fischer aus 
der hessischen Landesregie- 
rung entlassen wurde. „Da- 
mit ist für uns als Grüne der 
Punkt erreicht, wo es ans 
Eingemachte, an die Grund- 
lagen unserer eigenen politi- 
schen Identität geht, näm- 
lich die Identität der Grünen 
als Antiatompartei," be- 
gründete Fi scher damals sei- 
nen Standpunkt. Heute 
wolle Fischer, unterdessen 
Außenminister, nichts mehr 
davon wissen. Bereits im 
Oktober hatte das Auswär- 
tige Amt der Ausfuhr nach 
China zugestimmt. Eine 
Ausfuhr in das Land, zu dem 
Fischer 1996 in einer Bun- 
destagsdebatte unter lautem 
Beifall der Grünen noch fol- 

gendes gesagt hatte: 
„Wir werden eine 
friedliche Entwick- 
lung Chinas nicht 
bekommen, wenn 
wir vor allen Din- 
gen auf das Ge- 
schäft setzen. ... 
Deswegen müssen 
wir mit den Chine- 
sen unnachgiebig 
über Menschenrechte, über 
tibetische Kultur und über 
den Schutz von Minderhei- 
ten in China sprechen. 
Wenn das Aufträge kostet, 
dann kostet es eben Auf- 
träge." 

Tarnen und 
Täuschen 

Das Verhalten der Grü- 
nen bestehe nur noch aus 
Tarnen und Täuschen, so- 
wohl gegenüber der Bevöl- 
kerung als auch gegenüber 
den eigenen Parteimitglie- 
dern, sagte Meyer. Wie 
schwer sich die Grünen mit 
ihrer eigenen Politik täten, 
zeige das Verhalten der grü- 
nen Parteivorsitzenden An- 
gelika Beer. Bei einem 
Fernsehinterview   forderte 

sie das ZDF auf, die Kamera 
abzuschalten, da sie keine 
Antwort auf die Frage ge- 
ben wollte, ab wann sie über 
den geplanten Plutonium- 
Deal informiert gewesen 
sei. Und auch das Verhalten 
von Trittin und Fischer 
zeige, dass die Grünen ihre 
Grundwerte und Grund- 
überzeugungen aufgegeben 
hätten: Einerseits Zustim- 
mung - andererseits Em- 
pörung. Fazit: Glaubwür- 
digkeit gleich Null. Die Zu- 
sammenfassung von Lau- 
renz Meyer brachte es auf 
den Punkt: „Herr Trittin und 
Herr Fischer würden eher 
selbst in Hanau beim Ein- 
packen der Brennelemente- 
fabrik helfen und sie in 
China wieder aufbauen hel- 
fen, als dass sie ihre Dienst- 
wagen abgeben würden." 
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FRAUEN-UNION 

BUNDESDELEGIERTENTAG 

Frauen gestalten Globalisierung 
»Junge Familien müssen 

s>ch endlich Rahmenbe- 
dingungen gegenüber se- 
hen, die klar signalisieren: 
Kinder sind willkom- 
men!" 

Dies ist, so die mit 95,8 
Dozent der Stimmen im 
Amt bestätigte Bundesvor- 
sitzende der Frauen-Union, 
^aria Böhmer, die Bot- 
schaft des FU-Bundesdele- 
g'ertentags. Die 400 Dele- 
gierten verabschiedeten eine 
Weimarer Erklärung zu not- 
wendigen Reformen in den 
sozialen Sicherungssyste- 
^en und im Steuersystem. 
Danach sei in der Rente die 
Finanzierung sowohl eines 
Rentenbeitrags in Höhe von 
50 Euro als auch der Kinder- 
erziehungszeiten aus Steu- 
ern zu leisten, erläuterte 
Böhmer - im Gegensatz zu 
den Rentenreformvorschlä- 
§en der CSU, die die kinder- 
losen Rentenversicherten 
Zu-r Finanzierung heranzie- 
hen wolle. Die Erziehung 
von Kindern sei von allen zu 
finanzieren. Der Bundesde- 
legiertentag sprach sich 
dafür aus, Kindererzie- 
hungszeiten stärker in der 
Rente anzuerkennen. Ange- 
sichts der besonderen 
Schwierigkeiten von Müt- 
tern, deren Kinder vor 1992 

geboren wurden, die Lücken 
in ihrer Altersversorgung 
noch auszugleichen, setzt 
sich die Frauen- Union für 
eine Erhöhung der Kinderer- 
ziehungszeiten von heute ei- 
nem auf insgesamt drei Jahre 
ein. Böhmer unterstützte in 
ihrer Rede das beein- 
druckende Steuerkonzept 
von Friedrich Merz, das mit 
den Herzog-Vorschlägen 
ein Gesamtpakt bilde, das 
trotz enormer Sparzwänge 
Prioritäten für eine familien- 
gerechte Gesellschaft setze. 
Es nehme die Freiheit des 
Einzelnen ernst, ohne die 
Verantwortung der Gesell- 
schaft zu leugnen. 

Die Frauen-Union arbei- 
tete in Weimar diejenigen 
Herausforderungen der Glo- 
balisierung heraus, vor die 
insbesondere    Frauen     in 

Deutschland gestellt sind. 
Themen waren neben Men- 
schenhandel die Biomedizin 
und die Situation von Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt in 
Deutschland. 

CDU-Bundesvorsitzen- 
de Angela Merkel warnte in 
ihrem Gruß wort davor, die 
Globalisierung als Feind- 
bild zu sehen. Es gelte, die 
Chancen der Globalisierung 
ins Blickfeld zu rücken, statt 
fatalistisch abzuwarten. Aus 
eigener Kraft mit eigenen 
Fähigkeiten müsse Deutsch- 
land die Chancen der Globa- 
lisierung nutzen, um wieder 
wirtschaftliche Spitzenposi- 
tionen einzunehmen. 

In den geschäftsführen- 
den Bundesvorstand wurden 
gewählt: Annegret Kramp- 
Karrenbauer MdL (Innenmi- 
nisterin des Saarlands), Elke 
Holzapfel (stellv. Vorsit- 
zende FU Thüringen), Ge- 
sine Matthes MdL (Vorsit- 
zende FU Sachsen), Eva 
Möllring (Vorsitzende FU 
Niedersachsen) und Barbara 
Stober (stellv. Fraktionsvor- 
sitzende im Rat der Stadt 
Münster), Barbara Schäfer- 
Wiegand (ehemalige baden- 
württembergische Sozialmi- 
nisterin), Eva Wybrands 
MdL (Vorsitzende der FU 
Sachsen-Anhalt). 

UID 39/2003 • 3 



17.   PARTEITAG   2003 

REDE   VON   GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

Die CDU: Besser für Deutschland 
Meine Damen und Her- 

ren! Liebe Freunde! 
Am 15. Juli 1949 wur- 

den von der Union die 
Düsseldorfer Leitsätze zur 
Wirtschaftspolitik, der 
wirtschaftspolitische Ord- 
nungsentwurf der CDU, be- 
schlossen. Wenn diese da- 
mals nicht beschlossen wor- 
den wären, dann hätte die 
Geschichte der B undesrepu- 
blik und insbesondere die 
Geschichte der CDU sicher- 
lich einen anderen Verlauf 
genommen. Es kam, wie wir 
alle wissen, zu einem Wirt- 
schaftswunder. Eine ähnlich 
große Bedeutung wie der 
15. Juli 1949 könnte der 
1. Dezember 2003 haben. 
Wir brauchen neue Grün- 
derjahre für Wachstum und 
Erfolg. Das ist die histori- 
sche Bedeutung des jetzigen 
Parteitags. 

Wo steht zurzeit unser 
Land bei der wirtschaftli- 
chen und der sozialen Ent- 
wicklung? 
• Alle 15 Minuten geht ein 
Unternehmen in Deutsch- 
land in Konkurs. 
• Die Abgabenlast liegt bei 
55 Prozent. 
• Die Nettoneuverschul- 
dung ist drei Jahre hinterein- 
ander über drei Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes. 

• Es gibt ein Minuswachs- 
tum. 
• Deutschland ist unter Rot- 
Grün nur in einem einzigen 
Bereich Spitze in Europa, 
nämlich bei der Schwarzar- 
beit, die inzwischen bei 16 
Prozent liegt. Das ist eine 
Zumutung für alle sozialen 
Sicherungssysteme, aber 
natürlich auch für die Steu- 
erzahler und insbesondere 
für alle ehrlichen Menschen 
in Deutschland. 
• Die Schwankungsreserve 
der Rentenversicherung ist 
aufgebraucht. 
• Die Nettoneuverschul- 
dung ist in diesem Jahr auf 
einem Rekordniveau. 

Man hat den Eindruck, 
dass der Bundesregierung 
die Finanzen und insbeson- 
dere die Schulden völlig aus 
dem Ruder gelaufen sind. 
Die Bundesregierung hat je- 
den Überblick verloren und 
reagiert in Brüssel auch 
noch kleinkariert. Die tak- 
tischen Spielchen der Innen- 
politik in Brüssel auszutra- 
gen und ein Werk wie den 
Euro zu gefährden, das über 
lange Jahre von ernsthaften 
Politikern aufgebaut wor- 
den ist, ist sträflich. Das darf 
man der Bundesregierung in 
der Öffentlichkeit nicht 
durchgehen lassen. 

Mit 43 Milliarden Euro- 
ich sage das, damit wir uns 
das einmal plastisch vorstel- 
len können - könnte man je- 
dem Bundesbürger einen 
Urlaub auf Mallorca im 
Werte von über 500 Euro 
schenken. 

Die Entwicklung in den 
neuen Bundesländern ist be- 
sonders besorgniserregend: 
Die Arbeitslosigkeit lag dort 
im Oktober 2003 bei 17,3 
Prozent. Sie ist damit mehr 
als doppelt so hoch wie die 
im Westen. Es wandern im- 
mer mehr Menschen ab. Seit 
der Wende sind 820 000 
Menschen abgewandert. 
Davon stammten allein 
221 000 aus Sachsen, dem 
Bundesland, in dem wir uns 
momentan befinden. Nach 
fünf Jahren Rot-Grün leidet 
unser Land. Es ist unter 
Schröder nicht wie verspro- 
chen besser, sondern 
schlechter geworden. Es ist 
unter den Sozialdemokraten 
in dieser Republik vor allen 
Dingen nicht gerechter, son- 
dern ungerechter geworden. 

Es ist - das ist der wich- 
tigste Punkt, um den wir uns 
kümmern müssen - Chaos 
eingetreten. Die Menschen 
wissen nicht mehr, was pas- 
sieren wird. Wir brauchen 
wieder ein Stück Verläss- 
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lichkeit und Ehrlichkeit in 
der Politik, damit die Men- 
schen Geld ausgeben und in- 
vestieren. Bei einem Pla- 
nungshorizont von nur noch 
fünf Monaten investiert kein 
Unternehmer in Deutsch- 
land. Das kann man sogar 
verstehen. Die Politik und 
auch die Bedingungen müs- 
sen sich ändern. 

90 Prozent der deutschen 
Manager sagen laut einer in 
den letzten Tagen veröffent- 
lichten Allensbach-Umfra- 
ge, dass die Politik immer 
uiehr zu einem Unsicher- 
heitsfaktor werde. Kein 
Mensch und kein Unterneh- 
men kann planen. Das liegt 
schlicht daran, dass es die 
Bundesregierung wirklich 
nicht kann. Das ist eine Gur- 
kentruppe. Denken Sie nur 
an Herrn Stolpe mit seinen 
Mautausfällen und seinen 
Misserfolgen im Osten. Das, 
Was dort geschieht, geht auf 
keine Kuhhaut. Sie können 
auch Herrn Trittin als Bei- 
spiel nehmen. Der Staatsse- 
kretär von Herrn Trittin er- 
klärt vor protestierenden Ar- 
beitern der Aluminiumin- 
dustrie, die Dosen produzie- 
ren, dass der Wegfall der Ar- 
beitsplätze in ihrem Bereich 
Politisch gewollt gewesen 
sei. Politisch gewollt! Ich 
finde es skandalös, dass 
dieser Mann noch im Amt 
ist. Wer Arbeitnehmern in 
Deutschland  so etwas er- 

klärt, der kann kein Mitglied 
der Bundesregierung sein. 

Ich denke, dass die Bun- 
desregierung nur deshalb so 
viel vom Dosenpfand 
spricht, weil das Wort „Fla- 
schenpfand' ' für die B undes- 
regierung zu anzüglich ist. 
Dieses Wort würde zu sehr 
auf sie selber zurückfallen. 
Nehmen wir als Beispiel 
Herrn Clement, der mit vie- 
len Vorschusslorbeeren ge- 
startet ist. Jetzt hört ihm 
noch nicht einmal seine ei- 
gene Partei zu, wenn er auf 
dem Parteitag gegen die 
Ausbildungsplatzabgabe 
spricht. Niemand will ihm 
mehr zuhören. Sein Stan- 
ding in der SPD ist innerhalb 
eines Jahres dort angekom- 
men, wo Herr Müller, sein 
Vorgänger, aufgehört hat. 
Herr Clement ist - leider 
Gottes - eine tragische, 
schwache Figur in der Re- 
gierung. Die Bundesregie- 
rung brauchte einen starken 
und durchsetzungsfähigen 
Wirtschaftsminister. Höchs- 
tens Herr Gerster hat so viel 
für Imagewerbung ausgege- 

ben wie Herr Eichel. Eine 
Zeit lang hat das auch funk- 
tioniert. Aber auf Dauer las- 
sen sich die Menschen in 
Deutschland nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die 
Politik schlecht ist. Eichel ist 
der größte Schuldenmacher 
aller Zeiten, obwohl er sich 
als sparsamer Hans gerieren 
wollte. Das geht auf Dauer 
nicht gut. 

Liebe Freunde, auf dem 
Bundesparteitag der SPD hat 
es einen bemerkenswerten 
Vorgang gegeben. Bundes- 
kanzler Schröder hat den De- 
legierten auf dem SPD-Par- 
teitag nicht vorgetragen, was 
ihm wenige Tage vorher der 
Sachverständigenrat, den er 
selbst und sein Wirtschafts- 
minister beauftragt hatten, 
mit auf den Weg gegeben 
hat. In dem Gutachten des 
Sachverständigenrates, der 
überwiegend nicht mit Ex- 
perten besetzt ist, die der 
CDU nahe stehen, heißt es 
schwarz auf weiß - ich zitie- 
re -: „So führt die Umstellung 
des Finanzierungssystems in 
der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auf Pauschal- 
prämien zu einer Beschäfti- 
gungszunahme von 2,4 bis 
3,6 Prozent. Eine Bürgerver- 
sicherung dagegen ist mit ei- 
nem deutlichen Beschäfti- 
gungsrückgang von bis zu 
drei Prozent verbunden." 

Das bedeutet in Zahlen: 
Bei dem  Modell, das wir 
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heute vorgestellt haben, geht 
es um einen Arbeitsplatz- 
zuwachs zwischen 
900 000 und 1,4 Millionen. 
Die Bürgerversicherung 
würde zu einem Arbeits- 
platzrückgang in Höhe von 
1,25 Millionen führen. 
Schröder und seine Füh- 
rungsmannschaft kannten 
diese Zahl und haben sie der 
Öffentlichkeit und den SPD- 
Parteitagsdelegierten nicht 
vorgetragen! Sie haben se- 
henden Auges die Bürger- 
versicherung mit beschlos- 
sen, und das, obwohl sie wus- 
sten, dass durch diese Be- 
schlüsse, wenn sie umgesetzt 
würden, über 1 Million Ar- 
beitsplätze in Deutschland 
verloren gehen würden! Ich 
nenne das verantwortungs- 
los! Schröder hat die Wähler 
vor der Wahl belogen und 
macht auf dem Parteitag sei- 
ner eigenen Partei genauso 
weiter. Wer so handelt, dem 
sind die menschlichen Schi- 
cksale der Arbeitslosen of- 
fenbar ziemlich egal. Wer so 
handelt, dem geht es nur um 
seinen eigenen Job und 
nichts anderes. Die SPD, die 
immer so viel darauf gehal- 
ten hat, dass sie die eigentlich 
soziale Partei in Deutschland 
sei, ist durch ihre vielen Un- 
gerechtigkeiten und die 
Maßnahmen, die die sozialen 
Probleme überhaupt nicht 
mehr in Betracht ziehen, ins 
Gerede gekommen. 

Friedhelm Hengsbach, 
ein für uns völlig unver- 
dächtiger Mann, hat es kürz- 
lich auf den Punkt gebracht. 
Härter als er kann man es 
auch nicht als CDU-Gene- 
ral sekretär formulieren: „So 
hat noch kein Kanzler die so- 
zial Schwachen abgebür- 
stet, so schroff hat noch kei- 
ner die Leute gepeitscht." 
Das ist die Wahrheit in 
Deutschland im Jahr 2003 
und der eigentliche Skandal 
ist, dass vor allem Rentner, 
Geringverdiener und sozial 
Schwache unter dieser sozi- 
aldemokratischen Regie- 
rung bluten müssen. 

Handlungsbedarf 

Der Handlungsbedarf in 
Deutschland ist groß. Aber 
machen wir uns bitte nichts 
vor: Handlungsbedarf gäbe 
es auch, wenn es diese fünf 
Jahre rot-grüner Regierung 
nicht gegeben hätte. Wir 
müssen, wenn wir ehrlich 
sind, sagen, dass wir auch 
manches von dem ändern 
müssen, das in unserer Re- 
gierungszeit entstanden ist. 
Diese Ehrlichkeit ist vonnö- 
ten. Wenn wir nicht ehrlich 
sind, werden uns die Men- 
schen nicht abnehmen, was 
wir sagen. 

Die CDU ist gut gerüstet. 
Wir haben die besseren 
Konzepte und wir sind orga- 

nisatorisch gut aufgestellt. 
Wir sind jederzeit wahl- 
kampfbereit. Wenn die Re- 
gierung morgen das Hand- 
tuch wirft, können wir den 
Wahlkampf sofort aufneh- 
men. Im Konrad-Adenauer- 
Haus haben wir dieses Jahr 
zusammen mit Roland Koch 
und Christian Wulff Wahl- 
kampf geführt. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang 
noch einen Aspekt zu dem 
hinzufügen, was Angela 
Merkel vorhin gesagt hat, 
die die beiden Wahlsieger 
schon herausgestrichen hat. 
Ich halte es für den strate- 
gisch wichtigsten Punkt für 
die CDU, dass wir in diesem 
Jahr die Wahlen in Nieder- 
sachsen gewonnen haben, 
weil damit das ganze Gerede 
von den angeblich so klugen 
Südlichtern und den angeb- 
lich doofen Nordlichtern 
seine Grundlage verloren 
hat. Wir sind überall in 
Deutschland in der Lage, 
Wahlen zu gewinnen, nicht 
nur in Teilen Deutschlands. 

Mancher ganz im Süden 
der Republik hat seine Re- 
den deswegen umschreiben 
müssen. Christian, Du hast 
uns mit deinem Sieg wirk- 
lich einen großen Gefallen 
getan. Das hätte für uns stra- 
tegisch mittelfristig durch- 
aus ein Problem sein kön- 
nen. Wir haben uns aber 
auch ins Zeug gelegt, um der 
CSU zu helfen, dass die Bay- 
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ern-Wahl so ausgeht, wie sie 
ausgegangen ist. Wir haben 
allesamt auch im Landtags- 
wahlkampf der CSU mit- 
gekämpft - das kann ich als 
Mitglied der Führungs- 
Tiannschaft gut beurteilen. 
Der Glückwunsch, der für 
den Sieg der CSU ausge- 
sprochen wurde, kam wirk- 
lich von Herzen. 

Wir stehen auch im Jahr 
2004 vor einem großen 
Wahljahr. Morgen, wenn 
wir auf unser Projekt „Bür- 
gerpartei" zu sprechen kom- 
men, werden wir auch von 
anderen Projekten sprechen, 
die mittelfristig für die CDU 
Verbesserungen bringen. 
Das sind große organisato- 
rische Projekte. Sie werden 
sehen, dass wir jetzt endlich 
Vorgaben für das haben, was 
•nan neudeutsch „Corporate 
Identity" nennt und was 
dazu führen soll, dass die 
CDU durchgängig erkenn- 
bar ist. Ein weiteres 
Großprojekt ist mit den Lan- 
desverbänden intensiv be- 
sprochen worden, nämlich 
das Kundenbeziehungsma- 
nagement. Es geht um die 
Kontakte zu den Wählern 
und den Mitgliedern. Das 
Werden wir mit den Landes- 
verbänden und den Kreis- 
verbänden zusammen ange- 
hen. Das wird das Dienst- 
'eistungsangebot der CDU 
ganz sicher revolutionieren. 
Ich lade Sie ein, sich am 

Stand der CDU über die Ser- 
viceleistungen der Bundes- 
geschäftsstelle auch im Hin- 
blick auf den Europawahl- 
kampf zu erkundigen. 

Wir sind 
programma- 
tisch und or- 
ganisatorisch 
gut aufge- 
stellt. Das ist 
das Werk von 
vielen. Ich 
möchte neben 
Herrn Profes- 
sor     Herzog 
auch denen danken, die in 
der Herzog-Kommission 
und im Projekt „Bürgerpar- 
tei" als externe Experten 
mitgearbeitet haben und die 
zum Teil heute hier sind. 
Herzlichen Dank im Namen 
der gesamten Partei für die 
wertvollen Beiträge, die Sie 
geleistet haben. Ich möchte 
ganz besonders auch den 
Mitarbeitern des Konrad- 
Adenauer-Hauses danken. 
Herr Professor Herzog, Sie 
haben bis nachts um 3 Uhr 
durchgehalten, die Mitar- 
beiter haben aber zum Teil 
noch weitergearbeitet, da- 
mit wir morgens die Sitzung 
fortsetzen konnten. Das geht 
weit über die normale Moti- 
vation von Angestellten in 
einer Geschäftsstelle hin- 
aus. Wir haben eine tolle 
Truppe im Konrad-Aden- 
auer-Haus. Herzlichen Dank 
an alle, die da mitgemacht 

haben. Lassen Sie mich noch 
ein persönliches Wort zu 
Willi Hausmann sagen, der 
gestern sein Amt als Bun- 
desgeschäftsführer der 

V'2  t 
CDU beendet hat, auch 
wenn Frau Merkel das schon 
getan hat. Ohne seinem 
Nachfolger zu nahe treten zu 
wollen, sage ich, dass ich es 
zutiefst bedauere, dass er 
aufhört. Wir haben sehr ka- 
meradschaftlich zusam- 
mengearbeitet und er hat 
mich mit offenen Armen 
aufgenommen, als ich kam. 
Willi Hausmann hat sich bei 
der Bewältigung der Krise 
im Jahr 2000 und danach 
wirklich um die CDU ver- 
dient gemacht. Wir haben 
ihm unglaublich viel zu ver- 
danken. Im Konrad-Aden- 
auer-Haus haben wir ihn be- 
sonders wegen seiner Art 
geschätzt, natürlich auch 
wegen seiner Kompetenz. 
Ich denke, dass wir auch in 
Zukunft den Kontakt zuein- 
ander nicht verlieren wer- 
den. Wir freuen uns auf die 
Zusammenarbeit mit Herrn 
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Dr. von Thadden. Er wird si- 
cher mit offenen Armen so 
aufgenommen werden, wie 
ich aufgenommen worden 
bin, als ich ins Konrad- 
Adenauer-Haus gekommen 
bin. Dort herrscht ein sehr 
gutes Klima, in dem man gut 
arbeiten kann. 

Alles, was wir zurzeit be- 
raten, haben wir das ganze 
Jahr über erarbeitet. Festge- 
legt worden sind die Ziele 
unmittelbar nach der Bun- 
destagswahl im Jahr 2002. 
Damals haben sich die eben 
skizzierten wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklungen 
schon abgezeichnet. Wer 
sein Land wirklich liebt, 
kann in einer solchen Situa- 
tion nicht die Strategie ein- 
schlagen, die Lafontaine mit 
der SPD vor wenigen Jahren 
eingeschlagen hatte. Wir ha- 
ben uns deshalb für dieses 
Jahr große programmati- 
sche Ziele für die Themen- 
felder Arbeitsmarkt, Steu- 
ern und soziale Sicherungs- 
systeme gesetzt. Wir haben 
Ihnen auf dem jetzigen Par- 
teitag dieses Arbeitspro- 
gramm vorlegen können 
und wir können es auf die- 
sem Parteitag zum Ab- 
schluss bringen. Die ge- 
samte Arbeit hat zwei Ziele: 
Wachstum und Arbeits- 
plätze. Wir unterwerfen un- 
ser ganzes Handeln nur der 
einzigen Frage: Was ist gut 
für Deutschland? Wir unter- 

werfen es nicht der Frage, 
was gut für die Partei oder 
für den Einzelnen ist. 

Ich mache Ihnen an ei- 
nem kleinen Beispiel klar, 
wo die Unterschiede zu den 
Vorstellungen der Liberalen 
liegen. Die CDU als große 
Volkspartei hat die Lage im- 
mer anders zu sehen, als sie 
eine Klientelpartei wie die 
FDP sehen kann. Denken 
Sie nur an den Kündigungs- 
schutz, den Angela Merkel 
vorhin angesprochen hat. 
Unsere Devise ist, dass nie- 
mand, der heute in Arbeit ist, 
in seinen Rechten, die er 
heute hat, beeinträchtigt 
werden darf. Es geht darum, 
Einstellungen und nicht Ent- 
lassungen möglich zu ma- 
chen. Darin liegt der Unter- 
schied zur FDP. 

3x40 

Wir haben nach der Bun- 
destagswahl einen Punkt bei- 
behalten, den wir auch im 
Wahlkampf immer betont 
haben. Wir haben im Bun- 
destagswahlkampf immer 
von 3 x 40 gesprochen. Es 
handelt sich dabei um eine 
Anregung aus der CSU und 
bedeutet, dass wir die Sozial- 
versicherungsabgaben mit- 
telfristig deutlich unter 40 
Prozent, die Staatsquote auf 
unter 40 Prozent und die 
Steuern dauerhaft und deut- 

lich unter 40 Prozentdrücken 
wollen. Wer Wachstum und 
Arbeitsplätze will, muss sich 
an dieser Größenordnung 
orientieren. Wir werden das 
Ziel bei den Steuern mit den 
Vorschlägen, die morgen 
diskutiert werden, erreichen. 
Wir werden das Ziel auch bei 
den sozialen Sicherungssys- 
temen erreichen. Wir werden 
es aber dann nicht erreichen, 
wenn wir alles so lassen, wie 
es jetzt ist. Die Situation wird 
uns sonst aus dem Ruder lau- 
fen. 

Wir wissen, dass wir den 
Menschen im Bereich der 
Eigenvorsorge mehr zumu- 
ten müssen. Deshalb gehö- 
ren Steuern und soziale Si- 
cherungssysteme auch zu- 
sammen. Das ist ein Paket, 
und ich bitte doch darum, das 
in der Diskussion nicht im- 
mer wieder getrennt zu se- 
hen. Den Menschen draußen 
ist es doch völlig egal, ob ih- 
nen das Geld durch Steuern 
oder durch Sozialabgaben 
abgenommen wird. Es inter- 
essiert sie der Blick ins Por- 
temonnaie, es interessiert 
sie, ob sie hinterher mehr 
darin haben, wie es bei uns 
regelmäßig der Fall war, 
oder jedes Jahr weniger, wie 
es jetzt bei dieser Regierung 
der Fall ist. Das ist die span- 
nende Frage für die Men- 
schen. Die Frage lautet: Wie 
geht es ihnen insgesamt, bei 
wem geht es ihnen besser, 
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und vor allem: Geht es ihren 
Kindern besser? 

Auch für die Steuern gibt 
es einen ganz einfachen 
Lehrsatz: Die Menschen 
draußen wissen - davon bin 
ich überzeugt - selbst am 
besten, was sie mit ihrem 
Geld anzufangen haben, 
nicht der Staat, der alles len- 
ken und leiten und der durch 
Steuern steuern will. Des- 
wegen: weg mit diesen 
ganzen     Gestaltungsmög- 

'ichkeiten und dafür runter 
mit den Steuersätzen! Das 
Konzept von Friedrich 
Merz mit der Transparenz 
und der radikalen Vereinfa- 
chung ist genau das, was wir 
brauchen, was wir auch als 
Pendant, als Gegenstück zu 
den Reformen in den sozia- 
'en Sicherungssystemen 
brauchen. Nach diesem Sy- 
stem zahlen eben die Bezie- 
her kleiner Einkommen in 
Zukunft keine Steuern 
mehr, insbesondere dann, 
wenn sie Kinder haben. 
Wenn in Zukunft eine Fami- 
ne mit zwei Kindern 33 000 

Euro   verdient,   zahlt   sie 
keine Steuern mehr. Das ist 
doch nun wirklich - auch im 
Zusammenhang   mit   den 
Fragen   der   Versteuerung 
des Arbeitgeberanteils, die 
wir in den sozialen Siche- 
rungssystemen haben - eine 
wichtige    Botschaft:    Die 
zahlen   dann   eben   keine 
Steuern auf den Arbeitgebe- 
ranteil, während andere mit 
etwas höheren Einkommen 
Steuern zahlen würden. Das 

zeigt: Wir wollen 
bei den wirklich 
Kleinsten   anset- 
zen, nämlich bei 
den Kindern, und 
wir bekennen uns 
auch   zu   einem 
Schlagwort,   das 
in     Deutschland 
lange      verpönt 
war, zum  Stich- 

wort     „Bevölkerungspoli- 
tik". Wir wissen, dass wir 
die anstehenden Probleme 
allein  mit  mehr  Kindern 
nicht werden lösen können, 
aber ein Zuwachs an Kin- 
dern kann einen Beitrag ge- 
gen die Alterung unserer 
Gesellschaft    leisten.    Ich 
finde, es war toll und hat 
sich ja auch als Riesenerfolg 
erwiesen, dass Angela Mer- 
kel zu Beginn des Jahres Ro- 
man Herzog gebeten hat, 
dieses Thema mutig und 
ohne Scheuklappen anzuge- 
hen. Die Ergebnisse spre- 
chen für sich. 

Wir wollten bei den Re- 
formen   der   sozialen   Si- 
cherungssysteme erreichen, 
dass die Sozialabgaben ins- 
gesamt unter 40 Prozent lie- 
gen. Wir wollten erreichen - 
und das vor allen Dingen 
dauerhaft -, dass die Ab- 
kopplung von den Arbeits- 
kosten zu Teilen geschafft 
werden   kann.   Wer  heute 
noch   davon   redet,   man 
könne  da nichts  tun  und 
könne alles weiterlaufen las- 
sen und man dürfe der Be- 
völkerung nicht zuviel zu- 
muten, der macht einen rie- 
sigen Fehler. Denn wenn wir 
dann, wenn wir in den Sys- 
temen   bleiben,    hinterher 
Steigerungsraten auf 55 Pro- 
zent Sozialkosten haben und 
wenn wir dann noch 25 Pro- 
zent Steuern draufrechnen, 
also  80 Prozent Abgaben 
an Steuern und Sozialkos- 
ten haben, dann wird kein 
Mensch    in    Deutschland 
mehr   ordentlicher   Arbeit 
nachgehen,     dann     wird 
Schwarzarbeit   noch  mehr 
boomen als heute. Wo sollen 
denn dann die Leistungsan- 
reize   für   den   Einzelnen 
stecken? Deswegen müssen 
wir herunter mit Steuern und 
mit Abgaben, damit es mit 
Deutschland   wieder   auf- 
wärts geht. Deshalb sind wir 
bei Gesundheit und Pflege 
zu   einem   Systemwechsel 
gekommen.    Denn    einen 
Fehler dürfen wir nicht wie- 
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derholen: Wir haben bei der 
Rente vor etlichen Jahren 
auch ganz grundsätzlich dis- 
kutiert und haben hinterher 
von Reformen Abstand ge- 
nommen; Die Rente war si- 
cher. Es hat sich nun heraus- 
gestellt, dass heute grundle- 
gende Reformen in diesem 
System nicht mehr möglich 
sind, ein Systemwechsel 
nicht mehr möglich ist. Es 
geht nur noch darum, wie 
man die Rente mit immer 
steigenden Beiträgen noch 
so halten kann, dass für die 
Zukunft auch wirklich noch 
ein Abstand zur Sozialhilfe 
gewährleistet ist. Die Ko- 
sten der Umstellung auf ein 
neues System, auf ein ande- 
res System wären wegen der 
vielen Vorleistungen, die im 
jetzigen System stecken, 
von keiner Regierung der 
Welt zu bezahlen. 

Meine Damen und Her- 
ren, liebe Freunde, wir müs- 
sen deshalb weg von den Il- 
lusionen, die sich der eine 
oder andere von uns gemacht 
hat, dass es ohne wirklich 
echte Veränderungen gehen 
kann. Wer jetzt nicht han- 
delt, gefährdet dauerhaft den 
Wohlstand in Deutschland. 
Veränderungen müssen 
sein. Allerdings müssen die 
Menschen den Sinn erken- 
nen, der hinter den Reformen 
steckt, und sie sollen sehen, 
dass es gerecht zugeht. 

Jetzt möchte  ich  Ihnen 

ganz klipp und klar sagen, 
dass ich nach der Beschäfti- 
gung mit dem Gesundheits- 
system das, was in diesem 
System heute im Bereich der 
gesetzlichen Krankenversi- 
cherung stattfindet, sozial- 
politisch für einen riesigen 
Skandal halte. Zurzeit wer- 
den rund 40 Milliarden Euro 
im System umverteilt, weil 
eine schmale Gruppe von Ar- 
beitnehmern, nämlich die, 
die etwa zwischen 2 000 und 
3 500 Euro verdienen, den 
gesamten So- 
zialausgleich 
in der gesetzli- 
chen Kran- 
kenversiche- 
rung und dazu 
noch den Fa- 
milienlasten- 
ausgleich tra- 
gen müssen. 

Norbert 
Blüm, ich sage es einmal 
ganz deutlich: Das ist heute 
der sozialpolitische Skan- 
dal, dass ausschließlich die- 
jenigen, von denen wir in 
den Sonntagsreden immer 
sprechen, diejenigen, die für 
die Zukunft etwas leisten 
sollen, die gut ausgebildeten 
Facharbeiter und die gut 
qualifizierten Angestellten, 
dass allein die in unserem 
System der gesetzlichen 
Krankenversicherung den 
Sozialausgleich und den Fa- 
milienlastenausgleich für 
die Kinder und die nicht ver- 

dienenden Ehefrauen tragen 
müssen. Das ist sozialpoli- 
tisch ein Skandal, und das 
werden wir nur korrigieren 
können, wenn wir den Sozi- 
alausgleich und den Famili- 
enlastenausgleich in Zu- 
kunft über das Steuersystem 
regeln, damit Politiker, Be- 
amte, Freiberufler und Be- 
zieher höherer Einkommen 
auch mit zu diesem Aus- 
gleich beitragen. Es wird 
dann immer wieder gesagt, 
bei der Gesundheitsprämie 

werde der Konzernchef in 
einem Unternehmen ge- 
nauso viel zahlen wie seine 
Sekretärin. Das ist doch nun 
hanebüchener Unsinn. Der 
Konzernchef ist im Zweifel 
privat versichert. Er trägt 
überhaupt nicht zum Soli- 
darausgleich bei. Seine Se- 
kretärin hingegen ist viel- 
leicht schon in den Katego- 
rien des Einkommens, in de- 
nen sie den Familienlasten- 
ausgleich und den Sozial- 
ausgleich für die Bezieher 
kleiner Einkommen und für 
die kleinen Rentner mit fi- 
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nanzieren muss. Es ist also 
so, dass der viel zitierte Kon- 
zernchef, der immer wieder 
in den Reden zum Beispiel 
des Kollegen Seehofer auf- 
taucht, überhaupt erstmalig 
mit in das System einzahlen 
würde, wenn wir das System 
so umstellen, wie wir es hier 
heute vorschlagen. Es ist das 
Steuersystem, in das jeder 
°ach seiner Leistungsfähig- 
keit und seinem Familien- 
stand einzahlt. Deshalb ist 
der Ausgleich über das Steu- 
ersystem eindeutig der so- 
zialere und gerechtere. In 
unserem Konzept tragen 
starke Schultern mehr als 
schwache, und genau so soll 
es sein. 

Leitideen 

Liebe Freunde, in unse- 
en Anträgen stecken vier 
Leitideen. Die erste ist Ver- 
•ässlichkeit, Verlässlichkeit 
auch wieder für die Rentner, 
das Vertrauen schaffen, dass 
sie nicht zum Spielball des 
Finanzministers werden, 
und Verlässlichkeit auch für 
die Jungen. Fragen Sie doch 
einmal junge Leute unter 30, 
Welchen Sinn sie im derzei- 
tigen Rentensystem noch se- 
hen, ob das Rentensystem, 
das wir zurzeit haben, eine 
irgendwie geartete Rele- 
vanz für sie und ihre Zukunft 
hat.   Deshalb   müssen   wir 

Vorschläge machen, die 
über unsere eigene Pen- 
sionsgrenze hinausgehen, 
die an die Jungen denken, 
die auch über 2030 hinaus- 
gehen und eine Perspektive 
aufbauen, die man weiter 
verfolgen kann. 

Das zweite Stichwort 
schließt sich unmittelbar an: 
Generationengerechtigkeit. 
Wir müssen die kleiner wer- 
dende Zahl von Beitrags- 
zahlern und die immer 
größer werdende Zahl von 
Leistungsempfängern mit- 
einander in ein vernünftiges 
Verhältnis der Belastungen 
bringen. Die junge Genera- 
tion darf dabei wirklich 
nicht stärker belastet wer- 
den, als die ältere Genera- 
tion zu tragen bereit ist. 
Nachdem es zu Beginn des 
Sommers ja ein paar Irrita- 
tionen gab, habe ich mich 
auch gefreut, dass es in der 
Partei gemeinsame Auftritte 
von Otto Wulff und Philipp 
Mißfelder gegeben hat. Das 
war die richtige Botschaft, 
die wir als CDU aussenden 
müssen: dass wir uns auch in 
der Struktur unserer Partei 
gemeinsam auf den Genera- 
tionenpakt verständigen und 
dass wir Herausforderungen 
gemeinsam schultern. Weg- 
stehlen gilt nämlich nicht. 
Alle müssen mitmachen, 
dann wird es auch klappen. 

Drittens geht es um den 
Vorrang für Familien und 

Kinder. Dieser Punkt hat in 
unseren Diskussionen der 
letzten Monate eine große 
Rolle gespielt. Dieses The- 
ma muss als Querschnitts- 
thema im nächsten Jahr wei- 
terverfolgt werden. Im 
Herbst 1999 haben wir auf 
einem kleinen Parteitag ein 
Programm zur Familienpo- 
litik verabschiedet, das un- 
ter den damaligen Umstän- 
den leider etwas unterge- 
gangen ist. Wir haben uns 
darauf verständigt und be- 
schlossen, dass wir bereit 
sind, verschiedene Lebens- 
modelle zu akzeptieren, die 
Frauen und Männer in Fami- 
lien und mit Kindern haben 
können. Wir müssen klipp 
und klar zum Ausdruck brin- 
gen: Es ist nicht Aufgabe 
von Politik, die Lebensent- 
würfe von Menschen zu ge- 
stalten, den Menschen durch 
Lenkungsmaßnahmen bei- 
zubringen, dass sie für die 
Zeit der Kindererziehung zu 
Hause zu bleiben hätten 
bzw. arbeiten zu gehen hät- 
ten. Politik hat vielmehr 
beide Möglichkeiten zu öff- 
nen, hat grundsätzlich zu er- 
möglichen, sich frei zu ent- 
scheiden. Das ist die Kern- 
frage. Das Schlimmste, was 
ich in diesem Zusammen- 
hang gehört habe - allein 
deswegen hätte mein Kon- 
kurrent von der SPD nicht 
wiedergewählt werden dür- 
fen -, war das Unwort von 
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der Lufthoheit über den Kin- 
derbetten. Wer eine solche 
Einstellung hat, gehört nicht 
an verantwortlicher Stelle in 
die Politik. Das ist meine 
feste Überzeugung. Eine 
solche Einstellung wollen 
wir zumindest nicht. Liebe 
Freunde, wir haben die Fa- 
milie überall in den Mittel- 
punkt gestellt, so zum Bei- 
spiel in dem Steuerkonzept 
von Friedrich Merz mit dem 
Steuerfreibetrag von 8 000 
Euro pro Familienmitglied. 
Wir haben sie bei der Kran- 
kenkasse in den Mittelpunkt 
gestellt: Die Kinderbeiträge 
sollen direkt vom Steuer- 
zahler übernommen wer- 
den; sie sollen im System 
nicht mehr von den Arbeit- 
nehmern geschultert werden 
müssen. Wir haben die Kin- 
dererziehungszeiten in der 
Rentenversicherung verbes- 
sert. Wir haben sie gegenü- 
ber dem heutigen Zustand 
verdoppelt, weil wir die Un- 
abhängigkeit von Frauen 
fördern wollen. Die Frauen 
sollen für die Zukunft eine 
eigenständige Altersversor- 
gung aufbauen können und 
nicht mehr ausschließlich 
über die Witwenrente von 
den Männern abhängig sein. 
Wir haben Beitragszu- 
schüsse bei Rente und bei 
Pflege vorgesehen. Wir 
wollen damit einen Beitrag 
zu einem besseren Klima für 
Kinder und zu einer besse- 

ren materiellen Verträglich- 
keit auch von Kindererzie- 
hung leisten, damit die El- 
tern eine wirkliche Wahl- 
möglichkeit bezüglich der 
Lebensentwürfe erhalten. 

Viertens geht es schließ- 
lich um mehr Wachstum und 
Arbeitsplätze. Ein Grund für 
unsere Wachstumsschwä- 
che und die Massenarbeits- 
losigkeit sind die hohen So- 
zialversicherungsbeiträge. 
Durch unsere Vorschläge 
wird die Summe der Bei- 
tragssätze, die an die Ar- 
beitslöhne gebunden sind, 
bis 2030 auf gut 25 Prozent 
reduziert. Wir wollen die 
Abkoppelung der Kranken- 
versicherungs- und Pflege- 
kosten von den Arbeitsko- 
sten und eine radikale Ver- 
einfachung des Steuersys- 
tems. Das sind gewisser- 
maßen zwei Zündstufen für 
die Beschäftigungsrakete. 

Kontroverse 
Diskussionen 

Meine Damen und Her- 
ren, liebe Freunde, die SPD 
hat einen Fehler gemacht, 
aus dem wir gelernt haben. 
Schröder hat von der Regie- 
rung her versucht - damit ist 
er gescheitert, wie wir auf 
dem letzten Parteitag gese- 
hen haben -, der Partei ein 
Konzept überzustülpen. Das 
haben wir in den letzten Mo- 

naten ganz bewusst nicht ge- 
tan. Wir wollten die kontro- 
verse Diskussion in der Par- 
tei. Das Ergebnis der vielen 
Gespräche, der Regional- 
konferenzen, der Veranstal- 
tungen in den Kreisen und in 
den Landesverbänden hat 
sich wirklich als gut erwie- 
sen. Was Ihnen heute vor- 
liegt, ist eine echte Weiter- 
entwicklung, eine echte Ver- 
besserung der Vorschläge, 
die von der Herzog-Kom- 
mission zuvor unterbreitet 
wurden. 

Im Bereich Gesundheit 
schlagen wir den Umstieg 
nicht erst innerhalb von zehn 
Jahren, sondern zum nächst- 
möglichen Zeitpunkt vor. 
Wir wollen, dass zum Zeit- 
punkt der Umstellung und in 
den folgenden vier Jahren 
keiner gegenüber dem heuti- 
gen Zustand schlechter ge- 
stellt wird. Das ist sicher das, 
was man als Maximum im 
Hinblick auf den Umstel- 
lungszeitpunkt bei einem 
System erbringen kann, das 
einige für so gut halten, dass 
es wirklich möglichst lange 
unter seinen Bedingungen 
beibehalten werden sollte. 
Nach den ersten vier Jahren 
sind Prämien in Höhe von 
maximal 15 Prozent des 
Einkommens vorgesehen. 
Auch das ist sozial verträg- 
lich, denn die Versiche- 
rungsprämien sind ja heute 
schon bei dieser Größenord- 
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nung angekommen. Die 
Kinder sind in unserem Sy- 
stem beitragsfrei mitversi- 
chert. Für sie wird an die 
Krankenversicherung eine 
Prämie gezahlt, die direkt 
vom Steuerzahler gedeckt 
wird. Der Finanzbedarf wird 

zu guten Teilen dadurch er- 
bracht, dass wir die Arbeit- 
geberbeiträge auszahlen und 
versteuern. Das ist in dem 
Steuerkonzept von Friedrich 
Merz im Übrigen berück- 
sichtigt. Insofern ist die Kri- 
uk, es sei hier keine Verzah- 
nung vorgenommen wor- 
den, nicht berechtigt. Wir 
können vielmehr sagen, dass 
d'es berücksichtigt ist. In den 
Steuervorschlägen sind rund 
!7 bis 18 Milliarden Euro für 
die Gegenfinanzierung der 
Sozialausgleichsmaßnah- 
nien enthalten. 

Der Sachverständigenrat 
hat, wie ich eben schon ge- 
sagt habe, uns mit auf den 

e§ gegeben, dass durch un- 
sere Vorschläge rund eine 
Million zusätzliche Arbeits- 
Plätze entstehen würden. Das 

macht 20 Milliarden Euro 
mehr an Steuereinnahmen 
und 19 Milliarden Euro mehr 
an Kaufkraft in der Hand der 
Arbeitnehmer. Wir können 
wirklich sagen: Das, was wir 
hier tun, hat den Hintergrund, 
dass Wachstum und Be- 

schäftigung in 
Deutschland 
gestärkt wer- 
den. 

Liebe 
Freunde, wir 
wollen auch 
im Bereich 
der Pflege den 
Umstieg zu 
einem frühe- 

ren Zeitpunkt, als es bisher 
vorgesehen war. Von Seiten 
der Antragskommission 
wird Ihnen deshalb vorge- 
schlagen, auch im Bereich 
der Pflege - ebenso wie im 
Gesundheitsbereich - die 
Umstellung zum nächst- 
möglichen Zeitpunkt vorzu- 
nehmen und dabei die Er- 
fahrungen im Zusammen- 
hang mit der Umstellung im 
Gesundheitsbereich zu 
berücksichtigen. Wir holen 
damit etwas nach, was ur- 
sprünglich schon Norbert 
Blüm damals bei der Ein- 
führung der Pflegeversiche- 
rung vorgesehen hatte. Es ist 
damals nur leider nicht dazu 
gekommen, dass eine pri- 
vate Versicherung für die 
Pflege eingeführt werden 
konnte. Es musste dann auf 

jene Pflegeversicherung 
eingegangen werden. Ich 
weiß, dass Norbert Blüm 
kurz vor der Entscheidung 
seinerzeit auch für die pri- 
vate Lösung im Pflegebe- 
reich gewesen ist. 

Liebe Freunde, wir wol- 
len an diesen zwei Tagen ge- 
meinsam etwas schaffen, 
worauf wir dann mit unserer 
Politik aufbauen können. 
Wir haben in den vergange- 
nen Wochen und Monaten 
wirklich gerungen, bis wir zu 
den vorliegenden Ergebnis- 
sen gekommen sind. Wir 
machen Schluss mit dem 
ewigen Fingerzeigen auf an- 
dere und den nicht enden 
wollenden Zuweisungen des 
schwarzen Peters. Wir sa- 
gen, wo die Probleme sind. 
Wir haben dabei auch ein 
Stück unpopuläre Ehrlich- 
keit nicht gescheut, und 
zwar deshalb, weil kein 
Mensch in Deutschland 
mehr glaubt, dass die Wirt- 
schaftsschwäche aussch- 
ließlich an irgendwelchen 
anderen und der Entwick- 
lung in anderen Ländern 
liegt. Jeder weiß, die gegen- 
wärtige Krise in Deutsch- 
land ist hausgemacht und 
sonst nichts. Wir müssen sel- 
ber an dieses Problem heran. 

Liebe Freunde, meine Da- 
men und Herren, die CDU 
war es, die die ganzen Jahre 
hindurch unter Adenauer 
und Erhard den deutschen 
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Sozialstaat gegründet hat. 
Das Tarifvertragsgesetz, der 
Kündigungsschutz, das Mut- 
terschutzgesetz, die Betriebs- 
verfassung, das Kindergeld, 
die Sozialhilfe und das 
Wohngeld - das alles ist zwi- 
schen 1949 und 1966 auf den 
Weg gebracht worden. 

In den 80er-Jahren hat 
Heiner Geißler dann mit 
Menschen zu tun gehabt, 
die sich der neuen Politik, 
die er angeregt hat, verwei- 
gert haben, weil es auch ein 
Bruch mit Althergebrach- 
tem war, als er von der 
„neuen sozialen Frage" ge- 
sprochen hat. Damals ging 
es darum, die Interessen der 
Menschen gegen organi- 
sierte Gruppeninteressen 
zu verteidigen. Wir haben 
den Sozialstaat neu-en An- 
forderungen angepasst. Un- 
ter Helmut Kohl und Nor- 
bert Blüm sind in schwieri- 
gen Zeiten Erziehungsgeld, 
Erziehungsurlaub, Renten- 
ansprüche für Erziehungs- 
zeiten und Pflegeversiche- 
rung eingebracht und be- 
schlossen worden. Alles 
das würde es ohne uns nicht 
geben. Wir waren immer 
diejenigen, die sich gegen 
die beharrenden Kräfte, die 
es auch immer gab, durch- 
gesetzt haben. Deshalb 
müssen wir jetzt die Kraft 
finden, in diesem Jahrzehnt 
den deutschen Sozialstaat 
neu zu begründen und zu- 

kunftsfest zu machen. Das 
wollen wir mit den vorge- 
legten Reformkonzepten 
erreichen. 

Wir sind die einzige Par- 
tei im Wettstreit, die über ein 
Gesamtkonzept verfügt. 
Alle anderen Parteien - ob 
Konkurrent oder Schwester 
- können lediglich Einzel- 
konzepte vorweisen. Des- 
halb glaube ich: Wir können 
sehr selbstbewusst in die 
Auseinandersetzung der 
Parteien gehen. Wir haben 
gearbeitet und etwas zu- 
stande gebracht, das die an- 
deren - noch nicht einmal 
jene, die in der Regierung 
sind - nicht zustande ge- 
bracht haben. 

Liebe Freunde, zurzeit re- 
den alle von Patriotismus. 
Selbst der Bundeskanzler hat 
das Thema für sich entdeckt. 
Als Sie, Angela Merkel, in 
Ihrer Rede vorhin daraufhin- 
gewiesen haben, Patriotis- 
mus bedeute für den Bundes- 
kanzler nur, für seine Politik 
zu stimmen, habe ich ge- 
dacht: „Der muss irgendet- 
was verwechselt haben, viel- 
leicht Patriot mit Idiot? Sonst 
kann man doch für diese Art 
Politik gar nicht sein." 

Wir brauchen uns nicht zu 
verstecken. Für uns gehören 
die Patriotismusdebatte die- 
ses Herbstes und die Reform- 
debatte unmittelbar zusam- 
men. Wir wollen etwas tun 
für dieses Land, in dem wir 

leben und das wir lieben. Wir 
wollen einen Beitrag dazu 
leisten, dass es den Men- 
schen in der Zukunft besser 
geht. Wir wollen unser Land 
erneuern, damit die Men- 
schen Zukunft haben. Wer 
wie wir das aus einer patrio- 
tischen Gesinnung heraus 
tut, für den ist Patriotismus 
Antrieb für politisches Han- 
deln. Patrioten packen Zu- 
kunftsprobleme an. Genau 
das haben wir getan. 

Populismus dagegen ist 
ein gespenstischer Ratge- 
ber. Er verleitet zum Ver- 
harren, weil die Menschen 
bei Veränderungen immer 
erst skeptisch sind. Deshalb 
ist es eine Führungsfrage 
und eine Frage der Verant- 
wortung vor unserem Land, 
den Menschen auch unbe- 
queme Wahrheiten zu sagen 
und sie von der Notwendig- 
keit von Veränderungen zu 
überzeugen. 

Morgen Nachmittag, 
wenn wir unseren Parteitag 
mit der Nationalhymne been- 
den werden, müssen wir den 
Hebel umlegen. Wir müssen 
dann - das meine ich mit 
Führungsaufgabe - in das 
Land gehen und in den Orts- 
und Kreisverbänden opti- 
mistisch um Zustimmung 
werben. Lasst uns diese Ver- 
antwortung gemeinsam an- 
nehmen! Deutschland kann 
mehr. Und wir werden es be- 
weisen! - Vielen Dank. 
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BACDJ 

MITGLIEDERVERSAMMLUNG 

Im Amt bestätigt 
"er Bundestagsabgeord- 
nete Norbert Röttgen 
Wurde bei der Mitglieder- 
versammlung des Bundes- 
arbeitskreises Christlich- 
demokratischer Juristen 
der CDU Deutschlands in 
seinem Amt als Vorsitzen- 
der bestätigt. 

In seinem Rechenschafts- 
bericht ging Röttgen auf die 
zahlreichen Aktivitäten des 
&ACDJ und seiner Arbeits- 
gruppen und Fachkommis- 
sionen ein. Besonders mit 
'hrem „Berliner Programm 
Zur Reform des Föderalis- 
mus", das eine Arbeitsgrup- 
pe unter Röttgens Leitung 
lrn Juni 2003 vorgelegt hat- 
te, haben die CDU-Juristen 
der aktuellen  Debatte um 

eine Neuordnung des deut- 
schen Bundesstaates einen 
wesentlichen Anstoß gege- 
ben, der auch die im No- 
vember erfolgte Einsetzung 
einer Verfassungskommis- 
sion von Bundestag und 
Bundesrat beschleunigt hat. 

Im kommenden Jahr, so 
Röttgen, wolle man sich an- 
gesichts der EU-Osterweite- 
rung und der europäischen 
Verfassungsgebung speziell 

mit dem Thema Europa be- 
schäftigen. Die Auswirkun- 
gen des europäischen Eini- 
gungsprozesses auf die deut- 
sche Rechtsordnung und Ju- 
stiz sowie die Folgen für den 
Bürger stünden dabei auch 
im Mittelpunkt des nächsten 
Rechtspolitischen Kongres- 
ses des BACDJ am 19. und 
20. März 2004 in Karlsruhe. 

Der 38-jährige Rechtsan- 
walt, der seit 1994 den Wahl- 
kreis Rhein-Sieg-Kreis II im 
Deutschen Bundestag ver- 
tritt, steht seit 2001 an der 
Spitze der CDU-Juristenor- 
ganisation und bekleidet seit 
dieser Legislaturperiode auch 
das Amt des Rechtspoliti- 
schen Sprechers der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

ÜBER   DEN   (PARTEI-)   RAND   GESCHAUT 

Außerschulische Jugendbil- 
dungsarbeit in Deutschland 
wird überwiegend von Ver- 
bänden betrieben, die eher 
dem politisch „linken „Spek- 
trum zuzuordnen sind. 

Als Alternative sieht sich 
Frischluft e.V. Der christlich- 
demokratische Kinder- und Ju- 
gendverband gründete sich 

1989 und hat mittlerweile M it- 
güeder in ganz Deutschland. 
Frischluft e. V. richtet sich mit 
seinem Programm an Kinder, 
Jugendliche  und junge  Er- 

wachsene im vorpolitischen 
Raum mit dem Ziel, politische 
Bildung und in offener Form 
Kinder- und Jugendarbeit auf 
der Grundlage einer freiheit- 
lich-demokratischen Werte- 
ordnung und eines christlichen 
Menschenbildes zu leisten und 
junge Menschen zu Eigenver- 
antwortung und aktiver Mitar- 
beit im demokratischen Staat 
anzuregen. Der Bundesver- 
band mit Sitz in Berlin und die 
einzelnen Landesverbände 
von Frischluft e. V. führen mit 

dieser Intention die unter- 
schiedlichsten Seminare 
durch, u.a. Jugendgruppenlei- 
terausbildungen, Rhetorikse- 
minare und Veranstaltungen 
zu politischen und gesell- 
schaftlichen Themen. Der Ver- 
ein veranstaltet zudem auch 
Kinderfreizeiten und interna- 
tionale Jugendbegegnungen. 

• Programm und Kontakt: 
Frischluft e. V., Straßburger 
Straße 43a, 10405 Berlin, Tel. 
030/44 04 22 05, e-mail: 
post@frischluft-ev.de. 
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Nordrhein-Westfalen 

Die Kommunalwahl in Nord- 
rhein-Westfalen wirft ihre 
Schatten voraus. Zur Unter- 
stützung der Kandidaten und 
ihrer Teams hat der Landes- 
verband NRW eine eigens für 
den Kommunalwahlkampf 
gestaltete Plattform online ge- 
schaltet. Auf den Extraseiten 
findet man regelmäßig aktua- 
lisierte Wahlkampfinfos, In- 
formationen zu Werbemitteln 
und inhaltlichen Infos zur 
Wah 1 kämpf führu ng. 
Einwählen können sich alle 
nordrhein-westfäli sehen 
Wahlkämpfer auf http:// 
www.cdu-nrw.de über den 
Button „Plattform für Wahl- 
kämpfer". 

Baden Württemberg 

Erwin Teufel ist auf dem 
Landesparteitag in Böblin- 
gen in seinem Amt als Lan- 
desvorsitzender bestätigt 
worden. Der baden-würt- 
tembergische Ministerpräsi- 
dent erhielt 76,9 Prozent der 
Delegiertenstimmen. Auch 
wiedergewählt wurde Gene- 
ralsekretär Volker Kauder. 
Der Erste Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion er- 
hielt 75,3 Prozent der Stim- 
men. Für Teufels Stellver- 
treter im Landesvorsitz - Ex- 
Verkehrsminister Matthias 
Wissmann und die Tübinger 
Bundestagsabgeordnete An- 
nette Widmann-Mauz - vo- 

tierten 79,5 bzw. 63,2 Pro- 
zent der Delegierten. 

Thüringen 

Die Thüringer CDU hat auf ei- 
nem Landesparteitag den 
Landes vorsitzenden der CDU 
Thüringens und Ministerprä- 
sidenten des Freistaats, Dieter 
Althaus, zum Spitzenkandi- 
daten für die Europawahl 
2004 gekürt. Die endgültige 
Entscheidung über die Listen- 
zusammensetzung soll auf ei- 
ner Delegiertenkonferenz im 
März fallen. Mit dem Landes- 
parteitag in Bad Langensalza 
hat die thüringische CDU den 
Vorwahlkampf für die Land- 
tags- und die Kommunalwahl 
im nächsten Jahr eingeläutet. 

www.cdu-sachsen.de   -  JETZT   BARRIEREFREI 

Ab sofort bietet die Sächsi- 
sche Union eine barriere- 
freie Version ihres Interne- 
tauftritts an. Damit steht das 
umfangreiche Angebot von 
www.cdu-sachsen.de auch 
Menschen mit Behinderung 
zur Verfügung. Mit tech- 
nischen Hilfsmitteln wird 
den benachteiligten Nutzern 
ein problemloses Lesen und 
Übersetzen der Seiten er- 
möglicht. Besonderer Wert 
wurde bei der Umsetzung 
auf die Kriterien Wahr- 
nehmbarkeit und einfache 

Bedien- 
barkeit, 
Orientie- 
rung, so- 
wie Ver- 
ständlich- 
keit und 
Nachhal- 
tigkeit ge- 
legt. Um 
sehbehin- 
derten und hörgeschädigten 
Menschen die Nutzung des 
Angebots zu erleichtern, 
werden Bilder und Töne 
durch beschreibende Alter- 

««H DäBB.-IKBB •3N*Bi».-l '•'' 

nativtexte ergänzt. Schrift- 
größen und -färben können 
individuell eingestellt wer- 
den, um bessere Lesbarkeit 
zu garantieren. 
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NIEDERSACHSEN 

Doppelter Sieg für die CDU 
Die CDU in Niedersachsen 
hat bei der erstmaligen 
Verleihung des Politika- 
wards in zwei von zehn Ka- 
tegorien gewonnen. 

Zum einen wurde sie in 
der Kategorie „Kampagne 
Parteien und Fraktionen" 
für die „Besser."-Kampa- 
§ne des Landtagswahl- 
kampfes 2003 mit dem er- 
sten Preis ausgezeichnet. 
Als besonders gelungen 
wurde die Gesamtkonzep- 
tion der Kampagne, beste- 
hend aus der kommunikati- 
ven Umsetzung der politi- 
schen Ziele, der Per- 
sonifizierung des Spitzen- 
kandidaten sowie dem Ki- 
nospot, bewertet. 

Zum anderen wurde Da- 
yid McAllister zum Nach- 
wuchspolitiker des Jahres 
gewählt. Die Laudatio für 
den niedersächsischen Preis- 
träger hielt Ministerpräsi- 
dent Christian Wulff. Er 
Würdigte David McAllister 
a's einen niedersächsischen 
Politiker mit großer Zu- 
kunft. Besonders hob er 
seine Rolle als Generalse- 
kretär der CDU in Nieder- 
sachsen hervor, die am 
°2.02.2003 zum lang er- 
sehnten Wahlsieg geführt 
habe. David McAllister, so 
Christian Wulff, habe das, 

Ministerpräsident Christian Wulff und der Fraktionsvorsitzende im nie- 
dersächsischen Landtag David McAllister freuen sich über den Erfolg 

was einen Politiker aus- 
zeichne: Ratio und Emotio, 
Herz und Verstand. „Und, 
David McAllister hat das, 
was man in der Politik nicht 
erlernen kann: Charakter. 
Und alles, was er nicht 
kann, erlernt er äußerst 
schnell. David McAllister 
steht mitten im Leben und 
das merken die Menschen", 
so der Ministerpräsident. 
Seine Verbundenheit zur 
Heimat, so Christian Wulff 
weiter, verbunden mit sei- 
nem großen rhetorischen 
Talent, habe David McAl- 
lister eine bislang rasante 
politische Karriere machen 
lassen, die noch lange nicht 

zu Ende sei. David McAlli- 
ster bedankte sich mit den 
Worten: „Die Niedersach- 
sen sind eben schwer im 
Kommen." 

Der Politikaward zeich- 
net herausragende Leistun- 
gen der politischen Kommu- 
nikation aus, die neue Maß- 
stäbe für die gesamte Bran- 
che gesetzt haben. Die Be- 
werbungen wurden von ei- 
ner 26köpfigen Fachjury 
aus erfahrenen Vertretern 
von Verbänden, Agenturen, 
Wissenschaft, Wirtschaft 
und Presse bewertet. Der Po- 
litikaward ist eine Initiative 
des „politikverlag helios" in 
Berlin. 
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BUNDESDELEGIERTENTAGUNG 

Zukunft braucht Erinnerung 
Heimat, Menschenrechte 
und Vertreibung sind zen- 
trale Themen, die an Ak- 
tualität nichts eingebüßt 
haben. 

Dies machte die Vorsit- 
zende der CDU Deutsch- 
lands Angela Merkel auf der 
Bundesdelegiertentagung 
der Ost- und Mitteldeut- 
schen Vereinigung deutlich. 
„Für die CDU ist das Thema 
Vertreibung nicht erst durch 
die Diskussionen im letzten 
Jahr aktuell geworden. Un- 
sere Themen sind nicht 
fremdbestimmt, sondern das 
Thema Vertreibung ist für 
uns bereits seit Gründung der 
CDU ein wichtiges Thema." 

Die Vertreibung der 
Deutschen am Ende des 
Zweiten Weltkrieges sei 
nicht das einzige Vertrei- 
bungsunrecht, aber das mit 
dem größten Ausmaß gewe- 
sen. Deshalb könnten die 
deutschen Heimatvertriebe- 
nen zu Recht erwarten, „dass 
wir uns der Vertrei bungsver- 
brechen und Menschen- 
rechtsverletzungen erin- 
nern." Eine gemeinsame Zu- 
kunft in Europa braucht Er- 
innerung, auch die Erinne- 
rung an Vertreibungen. Da- 
her unterstützt die CDU auch 
klar das Zentrum gegen Ver- 
treibungen in Berlin. Dieses 

Zentrum ist vom ursprüngli- 
chen Ansatz an europäisch 
ausgerichtet. „Es gibt dort 
kein exklusives Gedenken, 
reduziert auf eine Nation. 
Der Charme des Zentrums 
ist doch auch gerade, dass 
alle Vertreibungen des 20. 
Jahrhunderts thematisiert 
werden. Das Zentrum ist 
nicht nur als zentrale Ge- 
denk- und Forschungsstätte 
gedacht, sondern auch als 
ständige Mahnung, Vertrei- 
bungen und Verletzungen 
der Menschenwürde in Eu- 
ropa und auf der ganzen Welt 
zu ächten. Es ist ein längst 
überfälliges Forum für eine 
bundesweite und europäi- 
sche Debatte über Vertrei- 
bung, Nationalismus und 
Fremdenhass." Weiter kriti- 
sierte die Parteivorsitzende 

die Kulturpolitik der Rot- 
Grünen Bundesregierung- 
Unter dieser Regierung 
seien die Fördermittel für 
Kulturarbeit seit 1998 um 40 
Prozent gekürzt worden. 
„Das ist schon deshalb fatal, 
weil gerade in der Kulturför- 
derung eine besondere Chan- 
ce zur Aussöhnung und Ver- 
ständigung zwischen den 
Deutschen und ihren östli- 
chen Nachbarn liegt", mach- 
te Merkel deutlich. 

Mit überwältigender 

Mehrheit bestätigten die De- 
legierten Helmut Sauer in 
seinem Amt als Bundesvor- 
sitzender der OMV. In sei- 
ner Rede forderte das Mit- 
glied des Bundesvorstands 
der CDU Deutschlands und 
langjährige Bundestagsab- 
geordnete von der Bundes- 
regierung endlich einen fai- 
ren Dialog mit den Vertrie- 
benenverbänden. Die För- 
derung der Kulturarbeit der 
deutschen Heimatvertriebe- 
nen sei ein drängendes Er- 
fordernis. Die kulturellen 
Leistungen der Ost- und 
Mitteldeutschen sowie der 
Landsleute in Ost- und Mit- 
teleuropa dürften nicht ver- 
gessen werden. Dies käme 
einer erneuten Vertreibung, 
einer geistig-kulturellen Ver- 
treibung gleich. 
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PETER   PAZIOREK 

ROLF   BIETMANN: 

Rot-grünes 
Possenspiel 

Anlässlich des Berichts des 
Staatssekretärs im Bun- 
desministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Re- 

aktorsicherheit, Rainer 
Baake, zum Export der 
MOX-Brennelementfabrik 
aus Hanau nach China er- 
klärten der umweltpoli- 
tische Fraktionssprecher 
und der zuständige Be- 
richterstatter: 

Das   rot-grüne   Possen- 
spiel wird immer grotesker. 

DER   EINFLU 
DER   NATO   WÄCHST 

Die Parlamentarische 
Versammlung der Nato 
wählte auf ihrer dies- 
jährigen Jahrestagung 
in Orlando, USA, Karl A. 
Lamers zum Vizepräsi- 
denten des Poli-tischen 
Ausschusses des NATO- 
Parlaments. 

Die Wahl erfolgte in An- 
erkennung seiner politi- 
schen Arbeit, die der Ab- 
geordnete der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion in den 
zurückliegenden Jahren 
insbesondere als Berichter- 
statter im Unterausschuss 
für transatlantische Bezie- 
hungen geleistet hat, hieß es 
bei der Ehrung. 

In seiner Rede vor den 
NATO-Parlamentariern 
forderte Lamers nach- 
drücklich, Europa wieder 
2u einem echten Pfeiler der 
fransatlanti sehen Brücke zu 
machen und als solchen 
deutlich  zu  stärken.  Der 

Zusammen mit NATO-General- 
sekretär Robertson 

rot-grünen Bundesregie- 
rung warf er vor, mit dem 
„Pralinengipfel" von Brüs- 
sel Misstrauen in den USA 
genährt zu haben. In den 
vergangenen Wochen und 
Monaten habe sich in die 
NATO und in das Verhält- 
nis zwischen NATO und 
EU Gift eingeschlichen - 
dies müsse wieder durch 
Vertrauen und Verlässlich- 
keit ersetzt werden, so La- 
mers. 

Bewertungen und Aussagen 
zum Thema MOX-Brenn- 
elementfabrik werden so in 
die Welt gesetzt, wie sie ge- 
rade passend erscheinen. 
Während immer mehr grüne 
und rote Vertreter behaup- 
ten, mit der Hanauer Anlage 
könne waffenfähiges Pluto- 
nium hergestellt werden, er- 
klärt der beamtete Staatsse- 
kretär im BMU, dass die 
MOX-Brennelementfabrik 
aus Hanau nicht in der Lage 
sei, waffenfähiges Pluto- 
nium herzustellen. Vielmehr 
sei hierzu ein schneller Brü- 
ter Voraussetzung, für den 
die MOX-Brennelementfa- 
brik allenfalls die Aufarbei- 
tung abgebrannter Kern- 
brennelemente leisten kann. 

Diese Sicht des BMU be- 
stätigen sowohl die Wissen- 
schaft als auch unsere ameri- 
kanischen Verbündeten. Bei 
der als „Plutoniumfabrik" 
apostrophierten Anlage han- 
delt es sich um eine Einrich- 
tung, in der nicht nur aus Plu- 
toniumoxid aus Wiederauf- 
arbeitungsanlagen, sondern 
auch aus der Atom waffenfer- 
tigung zusammen mit Ura- 
noxid so genante Mischoxid 
(MOX)-Brennelemente für 
Leichtwasserreaktoren her- 
gestellt werden können, also 
um eine Anlage, die nicht zur 
Herstellung waffenfähigen 
Plutoniums geeignet ist, son- 
dern gerade im Gegenteil 
zum Abbau waffenfähigen 
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Materials. Rote und grüne 
Kernenergiegegner versu- 
chen allerdings krampfhaft, 
eine Verbindung zur Kern- 
energieherstellung zu kons- 
truieren, um über diesen Weg 
den Verkauf der Anlage aus 
Hanau nach China noch stop- 
pen zu können. 

Allzudurchsichtigistdas 
Rot-grüne Manöver. Wäh- 
rend die eine Seite des Re- 
gierungslagers das Export- 
geschäft betreibt, versucht 
die andere Seite durch ver- 
meintliche Obstruktion und 
über das Außenhandelsrecht 
die Basis zu beruhigen. 

STEFFEN   KAMPETER: 

Ohrfeige für 
Bundesregierung 

Zur Pressekonferenz der 
Deutschen Bundesbank 
zum Entwurf eines EU- 
Verfassungsvertrages er- 
klärte der Obmann im 
Haushaltsausschuss: 

Die öffentlichen Darle- 
gungen der Bundesbank 
sind eine schallende Ohr- 
feige für die Haushalts- und 

Schuldenpolitik der Bun- 
desregierung. 

Nicht nur im Inhalt, son- 
dern auch mit ungewohnt 
scharfen Ton macht die 
Bundesbank deutlich, was 
sie vom Kurs der Bundesre- 
gierung in Sachen Wäh- 
rungsstabilität, Haushalts- 
konsolidierung und ihrer 
Haltung in der Diskussion 
um die Aufnahme des Ziels 
der Preisstabilität in den EU- 
Verfassungsvertrag hält: 
Nichts. Die Bundesregie- 
rung verhält sich stabilitäts- 
politisch wie ein Elefant im 
Porzellanladen. Sie kalku- 
liert mit der Rückkehr der 
Inflation auf die Agenda der 
Wirtschaftspolitik. 

KLAUS   LIPPOLD: 

Maut in der 
Sackgasse 

Zum Bericht des Bundes- 
verkehrsministers zur Ein- 
führung der Lkw-Maut im 
Bundestagsausschuss für 
Verkehr, Bau und Woh- 
nungswesen erklärte der 
stellvertretende Fraktions- 
vorsitzende: 

Der nebulöse Bericht von 
Bundesverkehrsminister Stol- 
pe zum Stand der Einführung 
der elektronischen Lkw- 
Maut im Verkehrsausschuss 
hat keinen Erkenntniszu- 
wachs gebracht. Es gibt im- 
mer noch keine klaren Anga- 

r*: 
ben zum Starttermin, nicht 
einmal eine eindeutige Aus- 
sage, ob die Bundesregie- 
rung noch an die Realisier- 
barkeit des Systems glaubt 
und erst recht keine Auskunft 
dazu, wie die immensen Ein- 
nahmeausfälle im Verkehrs- 
etat kompensiert werden sol- 
len. Die Bundesregierung 
weiß offenbar keinen Aus- 
weg aus der verfahrenen 
Lage, in die sie das Projekt 
durch unprofessionelles Vor- 
gehen selbst gebracht hat. 

Dass Stolpe nun beim Be- 
treiberkonsortium verbind- 
liche Aussagen zu Projekt- 
planung und Terminierung 
einfordert, ist ein hilfloser 
Versuch, das eigene Unver- 
mögen zu kaschieren: Die 
Bundesregierung hat von 
Vertragsbeginn an ein pro- 
fessionelles Controlling 
versäumt. Dieser grobe Feh- 
ler rächt sich längst. Er ist, 
wie es heute aussieht, wohl 
kaum noch zu revidieren, 
zumindest nicht mit einem 
Verkehrsminister, der das 
notwendige Zupacken ver- 
missen lässt. 
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AUS     DER     CD U/ C SU- B UNDESTAGSFRAKTI 0N 

CHRISTIAN   SCHMIDT: 

Verteidigungsmi- 
nister kapituliert 

Zu den Äußerungen von 
Verteidigungsminister 
Struck bezüglich der 
Wehrpflicht erklärte der 
verteidigungspolitische 
Fraktionssprecher: 

Es ist eine politische Ka- 
pitulation, wenn Verteidi- 
gungsminister Struck politi- 

sche Rahmenbedingungen 
beklagt, die er als Fraktions- 
vorsitzender und Minister 
selbst gesetzt hat. Wenn 
Struck tatsächlich der Mei- 
nung ist, dass wir die Wehr- 
pflicht beibehalten sollten, 
dann muss er für ihren Erhalt 
kämpfen. Im Moment er- 
weckt er dagegen eher den 
Anschein, als wollte er sei- 
nen persönlichen Ausstieg 
aus der Wehrpflicht vorbe- 
reiten. 

Die Bundeswehr ist aber 
keine Versuchswerkstatt, an 
der wir parallel unterschied- 
liche Strukturen ausprobie- 
ren können, um dann mal zu 
schauen, ob es klappt. Hier 
geht es um die Sicherheit 
unseres Landes. Wer glaubt, 
ohne die Wehrpflicht aus- 
kommen   zu   können,   der 

muss nachweisen, wie er die 
Sicherheit auf diesem Weg 
gewährleisten will. 

Wir brauchen jetzt drin- 
gend eine Debatte über die 
Bedeutung der Sicherheits- 
politik und die Rolle, die die 
Bundeswehr darin überneh- 
men soll. Im Moment besteht 
die Gefahr, dass die rot- 
grüne Koalition aus Finanz- 
not Weichen in eine Rich- 
tung stellt, die im Ernstfall 
eine Bedrohung für unser 
Land darstellen könnte. Wir 
können es uns nicht leisten, 
eine Bundeswehr zu haben, 
die nur auf Kriseninterven- 
tion am Hindukusch und an- 
derswo in der Welt ausge- 
richtet ist, aber keine Struk- 
turen mehr hat, mit denen wir 
auf einen Katastrophenfall 
im Inland reagieren können. 

TÄUSCHUNGSMANÖVER   BELEGT 

Nach einjähriger Arbeit 
hat der so genannte „Lü- 
genausschuss" des Bun- 
destags seinen Abschlus- 
sbericht an Bundestags- 
präsident Wolfgang Thier- 
se übergeben. 

Der Obmann der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
<m Ausschuss, Peter Alt- 
maier, bekräftigte, dass er 
die Regierung in allen vier 
Punkten des Wahlbetrugs 
überführt sehe. „Es ist 
getäuscht und falsch infor- 
miert worden", sagte er. Der 
Koalition warf er vor, sie 

habe die Regierung im Aus- 
schuss „rein waschen" wol- 
len. Altmaier bedauerte, 
dass es nicht gelungen sei, ei- 
nen Verhaltenscodex aufzu- 
stellen, um Täuschungs- 
manöver in künftigen Wahl- 
kämpfen zu verhindern. 
Dies wäre beispielsweise 
durch die Anordnung eines 
Kassensturzes vor einer 
Bundestagswahl möglich. 
Der Ausschuss wurde im 
Dezember 2002 eingesetzt. 
Er sollte klären, ob die Bun- 
desregierung die Öffent- 
lichkeit und den Bundestag 

vor der Bundestagswahl 
über die Lage des Bundes- 
haushalts und der Sozialkas- 
sen getäuscht hat. Es warder 
erste Untersuchungsaus- 
schuss, der sich mit dem 
Verhalten einer Regierung 
im Wahl kämpf beschäf- 
tigte. 

Einzelheiten zur Erkennt- 
nislage der Bundesregierung 
und zu ihrem Umgang mit 
der Öffentlichkeit finden Sie 
im Sondervotum der Bun- 
destagsfraktion unter: 
http://www. cducsu.de/ 
luegenua/bericht031113.pdf 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

CDU-Geschenkband 
10 mm x 25 m 

Bestell-Nummer: 
Preis je 

inkl. MwSt.: 7,08 € 

Siegelmarke „CDU" 
ovale Silberfolie 34 x 25 mm 

Bestell-Nummer: 0307 
Preis je 

inkl. MwSt.: 4,41 € 
Rolle ä 100 Stück 

CDU-Geschenkpapierrolle 
75 cm x 10 m 
Preis je 

inkl. MwSt.: 8,82 

blau 
Bestell-Nummer: 0302 

rot 
Bestell-Nummer: 0303 

Kerzenstumpen mit Aufdruck 
100 % Ökosteuerfrei 

Bestell-Nummer: 
Preis je 

inkl. MwSt.: 28,40 € 

22 UID 39/2003 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Weihnachtsliederbuch 

Bestell-Nummer: 
Preis je 

inkl. MwSt: 13,59 € 

Weihnachts-CD 

Bestell-Nummer: 93 
Preis je 

inkl. MwSt.: 4,18 € 

Ausstechformen-Set fur CDU-Gebäck 

Bestell-Nummer: 9109 
Preis je 

inkl. MwSt.: 10,09 € 

BESTELLANSCHRIFT 

Qrvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop @ bertelsmann.de 

Sektflaschentasche 
Preis je 

inkl. MwSt.: 16,36 € 

blau 
Bestell-Nummer: 0304 

rot 
Bestell-Nummer: 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Die neue Wandzeitung 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kann von 
allen Kreis-, Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonne- 
ment beim UBG-Medienzentrum bestellt werden. 


